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KOMMUNALWIRTSCHAFT allgemein 

 Steht für ein bürgernahes Interessen der Kommu- Kommunen und Regionen Stärkeres Gewicht der 
 und kommunalfreundli- nen und Regionen in der sollen selbstbewusst ihre Kommunen im Ausschuss 
 ches Europa ein, die europäischen Politik Interessen in der EU vertre- der Regionen notwendig. 
 kommunalen Spitzenver- sollen ein noch größeres ten können, gerade bei öff. Aber: nur die Beseitigung 
 bände sollen rechtzeitig Gewicht bekommen. Dienstleistungen, Kommu- von Wettbewerbshemmnis- 
 und angemessen in den Kommunen und Regio- nen sind das Fundament sen, wie das Aufbrechen 
 Rechtsetzungsprozess nen müssen noch besser der EU; dort organisieren von Monopolen, Privatisie- 

Potenziale der kommuna- eingebunden werden, es an europäischen Ent- die Bürger ihr Zusammen- rungen, das Abschaffen von 

len Unternehmen aner- sei eine starke Stimme scheidungen beteiligt leben im Alltag; um kom- Marktzugangshindernissen 

kennen der Kommunen in Brüs- werden. munales Handeln und En- und vor allem ein spürbarer 

 sel und Straßburg wich-  gagement zu fördern, muss Bürokratieabbau, kann die 
 tig; Europa muss stärker  die EU die regionalen und Wettbewerbsfähigkeit der 
 ein Europa der Bürger  lokalen Potenziale durch Euro-Zone und der EU ins- 
 werden.  kluge und unbürokratische gesamt erhöhen. 
   Förderpolitik unterstützen.  

 
1 Die CSU hat einen eigenen 12-Punkte-Plan aufgestellt und 26.04.2014 verabschiedet. Die wesentlichen Inhalte mit Bezug zur Kommunalwirtschaft finden sich im zusam- 
menfassenden Auswertungsdokument wieder. 
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 Nicht jede Aufgabe in Wir wollen eine Politik für Entscheidungen möglichst Mehr Eigenverantwortung 
 Europa ist auch eine Europa, die nur das re- bürgernah. Nicht alles muss für die Bürger, Kommunen, 
 Aufgabe für Europa; gelt, was nicht lokal, von der EU entschieden Regionen und Mitgliedstaa- 
 Wahrung des Subsidiari- regional und national werden, vieles kann vor Ort ten. Für eine Europapolitik, 
 tätsgedankens durch besser geregelt werden besser entschieden wer- die sich nur um die Heraus- 
 Subsidiaritätsrüge der kann. Nationale, regiona- den. Machen sich für die forderungen kümmert, die 
 nationalen Parlamente; le und lokale Besonder- Kommunen und ihre Mitgliedstaaten nicht allein 
 Grundgesetz verwehrt heiten in der öffentlichen Selbstverwaltung stark. bewältigen können. Es be- 
 den direkten Durchgriff Daseinsvorsorge müs- Kommunen brauchen star- darf einer klaren Kompe- 

Kommunale 
Selbstverwaltung 

leben 

des Bundes auf die 
Kommunen, muss auch 
für die EU gelten. Ver- 
weis auf Anerkennung 

sen erhalten und ge- 
schützt werden. Auch 
auf europäischer Ebene 
muss sichergestellt wer- 

ke Stimme in der EU. Re- 
kommunalisierung von 
Energieversorgung und 
Energienetzen wichtiger 

tenzabgrenzung, die den 
nationalen und regionalen 
Ebenen klare Verantwor- 
tungen zuweist; stärkere 

 der kommunalen Selbst- den, dass Kommunen Baustein für Demokratisie- Nutzung und Ausbau der 
 verwaltung im Lissabon selber entscheiden kön- rung und Akzeptanz. Dage- Subsidiaritätsrüge. 
 Vertrag, öffentliche Da- nen, wie sie ihre öffentli- gen, dass eine Ausdehnung  
 seinsvorsorge sichern. chen Aufgaben erbrin- der Binnenmarktregeln die  
  gen. Konzentration auf Handlungsspielräume der  
  das Wesentliche. Kommunen in der Daseins-  
   vorsorge weiter ein-  
   schränkt.  
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KMU-Definition ändern 

Überprüfung, ob KMU 
zukünftig von bestimmten 
Regelungen ausgenom- 
men werden können, 
keine Änderung der 
KMU-Definition erwähnt. 

 KMU stärker fördern, keine 
Änderung der KMU-Defini- 
tion erwähnt. 

Struktur- und Kohäsions- 
fonds noch stärker auf KMU 
ausrichten, keine Änderung 
der KMU-Definition er- 
wähnt. 

 

Ausweitung der Steuer- 
pflicht verhindern, ermä- 

ßigte MWSt-Sätze auf- 
rechterhalten 

Finanztransaktions- 
steuer einführen. 

Finanztransaktionssteuer 
zügig mit niedrigem 
Steuersatz und breiter 
Bemessungsgrundlage 
umsetzen. 

Für eine EU-weite Finanz- 
transaktionsteuer, die alle 
Arten von Finanztransaktio- 
nen umfasst. Besteuerung 
interkommunaler Zusam- 
menarbeit wird abgelehnt. 

Vorschlag zur Finanztrans- 
aktionssteuer zurückziehen, 
europaweite Harmonisie- 
rung von Steuersätzen wird 
abgelehnt. 

 
ENERGIEWIRTSCHAFT 

 
 
 

Verbindliches CO2-Ziel 

40%-Ziel bis 2030, setzt 
sich ein für eine europ. 
Führungsrolle im weltwei- 
ten Klimaschutz und mit 
Nachdruck für ein ver- 
bindliches weltweites 
Klimaschutzabkommen. 

40%-Ziel bis 2030. 55%-Ziel bis 2030. Weitere einseitige Kohlen- 
dioxidverpflichtungen der 
EU werden abgelehnt. 
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Verbindliches 
Erneuerbaren-Ziel 

Verständigung über den 
Ausbau der erneuerba- 
ren Energien nach ein- 
heitlichen Kriterien not- 
wendig, verpflichtende 
Direktvermarktung und 
perspektivisch europäi- 
sche Ausschreibungen. 

Ehrgeiziges, verbindli- 
ches Ziel. 

45%-Ziel bis 2030, EU- 
Energiebedarf vollständig 
aus erneuerbaren Energien 
decken, europaweiter Ein- 
speisevorrang für Erneuer- 
bare. 

Einführung eines europa- 
weiten Mengenmodells. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Evaluation 
Energieeffizienzrichtlinie 

abwarten 

Energieeffizienzrichtlinie 
umsetzen, nach 2020 
Ziele für die Energieeffi- 
zienz so fortschreiben, 
dass sie technologie- 
offen, wettbewerbsneu- 
tral und damit weiterhin 
attraktiv für den Mittel- 
stand ausgestaltet sind; 
es wird vor allen Dingen 
auf Anreize gesetzt, 
Ordnungsrecht sollte nur 
in besonders begründe- 
ten Ausnahmefällen an- 
gewandt werden. 

Ehrgeiziges, verbindli- 
ches Energieeffizienz- 
ziel. 

40% Einsparung bis 2030, 
Effizienzpotenzial in Ge- 
bäuden nutzen, umfangrei- 
che Kennzeichnungs- 
pflichten für Geräte. 

Anreize zur Steigerung der 
Energieeffizienz sollen zual- 
lererst vom Markt kommen. 
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Reform ETS-System 

Beseitigung der Proble- 
me des aktuellen ETS, 
Verringerung der Anzahl 
der Zertifikate gemäß 
den Klimaschutzzielen. 

Reaktivierung des ETS. Grundlegende Reform des 
ETS, Mindestpreis für Zerti- 
fikate, überschüssige Zerti- 
fikate dauerhaft vom Markt 
nehmen. 

Ablehnung von politisch 
motivierten Eingriffen in das 
ETS-System. 

 
 

 
Aufrechterhaltung der 
Möglichkeit zur Förde- 
rung bestimmter EE- 

Technologien 

 Mitgliedstaaten müssen 
Handlungsfreiheit für die 
Förderung erneuerbarer 
Energien behalten. 

Technologien zur KWK 
einschließlich Fernwärme- 
infrastruktur und den Auf- 
bau von intelligenten Net- 
zen sollen durch den Euro- 
päischen Fonds für Regio- 
nale Entwicklung gefördert 
werden. 

Europaweites Mengensys- 
tem zur Förderung der er- 
neuerbaren Energien, in 
welchem Energieversor- 
gungsunternehmen ver- 
pflichtet werden, ihren Kun- 
den einen bestimmten An- 
teil erneuerbarer Energien 
zu verkaufen. 

 
 

 
Einrichtung eines 

binnenmarktkonformen 
Kapazitätsmarktes 

Schaffung eines europäi- 
schen Stromverbundes 
zum Ausgleich von 
Schwankungen. 

 Wollen die Erzeugungspo- 
tenziale in Europa vernet- 
zen und dabei Maß und 
Mitte halten zwischen zent- 
ralen und dezentralen 
Strukturen. 

Energiebinnenmarkt immer 
noch unzureichend verwirk- 
licht. Deutschland verfolgt 
eigene Agenda, ohne sich 
mit den europäischen 
Nachbarn abzustimmen; 
mehr Markt und weniger 
Planwirtschaft. 
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Mitgliedstaatliche 
Freiheit beim Umgang 
mit schutzbedürftigen 

Kunden 

Verbraucher sollen 
selbstbestimmt entschei- 
den können; dafür ver- 
ständliche und vergleich- 
bare Angebote nötig. 

 Für die wirksame Umset- 
zung der europäischen 
Regelungen gegen Ener- 
giearmut. 

Energie muss bezahlbar 
bleiben; fordert größtmögli- 
che Transparenz für Kun- 
den sowie Produktkenn- 
zeichnungen. 

 

Integrierter Ansatz beim 
Ausbau der Energieinfra- 

struktur 

Schwerpunkt auf euro- 
paweiten Stromtrassen 
und Grenzkuppelstellen. 

 Intelligentes Stromnetz, das 
die erneuerbaren Energien 
dezentral verknüpft und 
überregional verbindet. 

Schwerpunkt auf Grenz- 
kuppelstellen und grenz- 
überschreitenden Netzen. 

Kein verpflichtendes 
Roll-out von 
Smart Meters 

Ziel intelligente Netze 
und Messsysteme für 
Verbraucher. 

 Intelligentes Stromnetz 
schaffen. 

Betonung des Datenschut- 
zes bei der digitalen Ent- 
wicklung. 

 
WASSER- UND ABWASSERWIRTSCHAFT 

 

 
Kommunalwirtschaftliche 
Strukturen respektieren, 
nicht durch Freihandels- 
abkommen einschränken 

Internationalen Freihan- 
del stärken, für qualitativ 
hochwertige und bezahl- 
bare Wasserversorgung, 
daher Wasserversorgung 
aus der EU-Konzessions- 
richtlinie ausgenommen. 

Wollen kein Europa, das 
Kommunen drängt, die 
eigenen Wasserbetriebe 
oder die Sparkassen zu 
privatisieren. 

gegen Bestrebungen, die 
öff. Wasserversorgung zu 
privatisieren; Erfolg bei der 
Konzessionsrichtlinie darf 
nicht durch das TTIP ge- 
fährdet werden; Lebens- 
qualität hängt von qualitativ 

Freihandel voranbringen. 
Noch immer gibt es zu viele 
Ausnahmen und Verzöge- 
rungen bei der Umsetzung 
bestehender Binnenmarkt- 
regeln. 
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   hochwertigen und bezahl- 
baren öffentlichen Dienst- 
leistungen, wie z. B. einer 
guten Wasserversorgung, 
ab; dazu brauchen Kom- 
munen Gestaltungs- und 
Organisationsspielraum 
gemäß Grundgesetz und 
Vertrag von Lissabon. 

 

 

 
Umsetzung des Verursa- 
cherprinzips, insb. hin- 
sichtlich Spurenstoffe 

  Der gute ökologische und 
chemische Zustand für Ge- 
wässer und Grundwasser 
ist schnellstmöglich ohne 
weitere Fristverlängerungen 
herzustellen. 

 

 
 

Keine Risiken für 
Trinkwasser durch 

Schiefergasförderung 

Gefahren für die Men- 
schen und das Trinkwas- 
ser müssen ausgeschlos- 
sen werden, Gasgewin- 
nung mittels gesund- 
heitsgefährdender Che- 
mikalien wird abgelehnt. 

Freihandelsabkommen 
darf keine staatlichen 
Regulationsmöglich- 
keiten aushöhlen. 

Kämpfen dagegen, die Bö- 
den und das Grundwasser 
durch Fracking zu gefähr- 
den. Schiefergas ist keine 
tragbare Alternative. 

Europaweite Mindestnor- 
men für die Zulassung von 
Fracking. 
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 Setzt auf nachhaltige  Lebensmittelproduktion  

 Anbauverfahren, die und der Schutz von Le- 
 insbesondere im Rah- bensgrundlagen wie Was- 
 men der ökologischen ser, Klima, Böden dürfen 
 Vorrangflächen gefördert keine Gegensätze sein. 

Aufnahme Wasserrah- werden sollen; deshalb Agrarzahlungen sollen an 
menrichtlinie und muss auf den sogenann- die Erbringung ökologischer 

Grundwasserrichtlinie in ten „Greening-Flächen“ und sozialer Leistungen 
die Cross-Compliance eine landwirtschaftliche geknüpft werden. Durch 

der gemeinsamen Produktion möglich blei- eine kontinuierliche Verrin- 
Agrarpolitik ben. gerung des Einsatzes von 

  Pestiziden und Mineraldün- 
  ger sowie Flächenbindung 
  der Tierhaltung soll Über- 
  düngung der Äcker und 
  Gewässer beendet werden. 

   Der Wasserwirtschaft in der  

Differenzierte und 
regionale Herangehens- 
weise bei Bekämpfung 
von Wasserknappheit 

Landwirtschaft beispiels- 
weise durch den intensiven 
Bewässerungsanbau in 
unter Wasserknappheit 
leidenden Regionen muss 

 Einhalt geboten werden. 
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Pro landwirtschaftliche 
Verwertung von qualita- 
tiv hochwertigem Klär- 
schlamm und Rückge- 
winnung von Phosphor 

bedarfsgerechte Dün- 
gung weiterhin Teil einer 
modernen und leistungs- 
fähigen Landwirtschaft 

   

erst nach bewiesener  
Wirtschaftlichkeit  

 
ABFALLWIRTSCHAFT 

Kommunalwirtschaftliche 
Strukturen respektieren 

In ihrer Umweltpolitik 
setzt die CDU vor allem 

 Lebensqualität hängt von 
qualitativ hochwertigen, 

Noch immer gibt es zu viele 
Ausnahmen und Verzöge- 

 

Anerkennung des Er- 
messensspielraums der 
Mitgliedstaaten bei Zu- 

ordnung des Siedlungs- 
abfalls als DAWI 

auf Anreize und markt- 
wirtschaftliche Instrumen- 
te. 

bezahlbaren öffentlichen 
Dienstleistungen wie einer 
guten Abfallentsorgung ab; 
dazu brauchen die Kom- 
munen Gestaltungs- und 
Organisationsspielraum 

rungen bei der Umsetzung 
bestehender Binnen- 
marktregeln. 

  gemäß Grundgesetz und  
  Vertrag von Lissabon.  
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Europaweite Abfallwirt- 
schaftsplanung, Zusam- 
menarbeit zwischen Mit- 

gliedstaaten 

Entkopplung von Wirt- 
schaftswachstum und 
Rohstoffverbrauch. 

  Fordert die Überprüfung 
und gegebenenfalls 
die Abschaffung bestimmter 
EU-Vorschriften in den Be- 
reichen Abfallentsorgung. 

 
 

 
Stoffstromspezifische 

Recyclingstrategie 

Möglichkeiten der Wie- 
derverwendung in vollem 
Umfang nutzen, maßvol- 
le Umsetzung der Öko- 
design-Richtlinie. 

 Produktverantwortung stär- 
ken, um Wiederverwertung 
und Ressourceneffizienz zu 
verbessern. Ökodesign- 
Richtlinie um die Kriterien 
Wiederverwertung und Effi- 
zienz erweitern. 

 

 
BREITBAND 

 
 
 

Keine zusätzlichen Be- 
lastungen für kommunale 

Unternehmen 

  Breitbandzugang ist Teil der 
Daseinsvorsorge. Kommu- 
nen sollen hier finanziell 
unterstützt bzw. entlastet 
werden, ohne aber eine 
Zersiedelung zu befördern. 
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   Standards für die Klassifi- 
zierung von Breitbandge- 
schwindigkeiten wie auch 
der Netzneutralität festle- 
gen. 

 

 
 
 

 
Einbeziehung der kom- 

munalen Unternehmen in 
Breitbandausbau 

Gleiche Chancen für 
Landbevölkerung wie für 
Städte, Vorantreiben des 
Breitbandausbaus im 
ländlichen Raum, ge- 
meinsam mit den Tele- 
kommunikations- und 
Netzunternehmen. 

 Zukunftsfähige Breitband- 
infrastruktur als Fundament 
des digitalen Wandels. 
Deutschland allenfalls Mit- 
telmaß. Andere Länder 
setzen auf Glasfaserinfra- 
struktur als Zukunftsinvesti- 
tion. Die EU-Fördermittel für 
den Breitbandausbau sollen 
deshalb stärker auf den 
flächendeckenden Glasfa- 
serausbau fokussieren. 

Stärkung der EU im Bereich 
des digitalen Binnenmark- 
tes, für freien Zugang zum 
Internet den größtmöglichen 
Wettbewerb innerhalb des 
Netzes; Zugang zur Breit- 
bandversorgung im ländli- 
chen Raum unerlässlich. 
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ELEKTROMOBILITÄT 

 Für intelligente, flächen- Für eine nachhaltige Fordert Wandel der Auto- Setzt sich dafür ein, dass 
 deckende Angebote, Entwicklung aller Ver- mobilindustrie hin zur Elek- jeder Ansatz, den Verkehr 

Einbindung der kommu- 
nalen Unternehmen in 

die nationalen und euro- 
päischen Strategien 

finanzielle Unterstützung 
über das Programm Ho- 
rizon-2020. 

kehrsträger wird die 
Förderung neuer Tech- 
nologien, wie intelligente 
Verkehrssysteme und 
alternative Antriebe, 

tromobilität, Anreize zur 
Nutzung nachhaltiger Mobi- 
lität schaffen. 

sicherer, sauberer, effizien- 
ter und nutzerfreundlicher 
zu machen, mit der Um- 
setzbarkeit für anbietende 
Unternehmen und Akteure 

  gefordert.  im Verkehrssektor in Ein- 
    klang gebracht wird. 

 


